
Staats- und Universitätsbibliothek Bremen

DFG Projekt Die Grenzboten

Die Grenzboten

Berlin u.a., 1841 - 1922

L., A.: Zur Situation.

urn:nbn:de:gbv:46:1-908



117

Punkt der protestantischen Gesinnung. In dieser Beziehung verdient das
Unternehmen durchaus Beifall; nur hätten wir gewünscht, daß der Verfasser
diesem Zweck gemäß jeden Anschein ein« gelehrten Arbeit vermieden hätte.
So ist z. B. die in der Einleitung gegebene historische Literatur ganz merk¬
würdig unkritisch, und der Verfasser hätte sie einfach weglassen können, da sie
den Schüler gar nichts angeht. — ,

Zur Situation.
A. L.

Als der Friede geschlossenwurde, war es ein Lieblingswort derjenigen, die
die Verlängerung des Kriegs gewünscht hätten, daß dieser Frieden nicht lange
dauern werde. Der Vertrag vom 13. April mit seinem Rußland hingeworfenen
Mißtrauensvotum ließ sogar annehmen, daß bei den westlichen Großmächten ein
ähnlicher Glaube herrschte. Und doch ist bis jetzt nichts hervorgetreten, welches
die Annahme rechtfertigen sonnte, daß sich ein neuer Krieg Europas gegen Ruß¬
land vorbereite. Nußland bat nicht nur die Friedcnsbcdingnngcn gezeichnet,
sondern sich ihnen auch unterworfen, es führt sie aus, wenn auch mit kleinlicher
Benntzung des ihm zustehenden Rechts, die abzutretende» Festungen zu demoliren.
Die Politiker des Mißtrauens haben anch darin vollständig Unrecht erhalten, wenn
sie glaubten, daß nun die Wcstmächte ihrerseits der Türkei das authun würden,
um dessen Abwendung sie Nußland den Krieg machten. Aber abgesehen von den
englisch-amerikanischen Differenzen ist in Europa selbst seitdem ein Keim künftiger
Zerwürfnisse nach dem andern aufgeschossen. Die Haltung Schwedens gegen Ruß¬
land, Sardiniens gegen Oestreich, der Streit um die künftige Gestaltung der
Donanfürstenthümer und der Zwist Dänemarks mit deu beiden deutschen Groß¬
mächten sind -au sich gcriugfügig, sie zeigen aber die Wege, welche die Zukunft
Europas nehmen wird und verdienen scharf in das Ange gefaßt zn werden. Denn
es sind nicht vorübergehende Erscheinungen, sondern sie beruhen auf inneren Noth¬
wendigkeiten, welche morgeu noch dieselben sein werden, welche sie hente sind.

Für Deutschland sind zunächst seine Verhältnisse zu Dänemark von einem
unmittelbaren Interesse. Die Noten, welche jetzt von Prcnßen und dann von
Oestreich in Kopenhagen übergeben sind, haben die schleswig - holsteinsche Ange¬
legenheit in ein neues Stadium gebracht. Vor 18i8 erfreuten sich die Herzvg-
thümer nicht der Gunst der Höfe; was 18i6 für sie geschah, war ein widcrwilliges
Zugestcindniß an die schwellenden Flnten der öffentlichen Meinung. Im Jahr
186.8 wurde diese Angelegenheit von den meisten Regieruugen als eine rein revo¬
lutionäre betrachtet, desto eifriger unterstützt und desto rascher verlassen. Die
östreichischeIntervention machte ihr dann im Namen des deutschen Bundes oder,
vielmehr Rußlands ein Ende. Wir erinnern uns noch, wie im Jahr 1832 die
östreichischen Blätter die Versicherung gaben, durch die neuen Ordnungen, welche
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man den Hcrzogthümern gegeben habe, sei diese Sache nun definitiv zur Zufrie¬
denheit aller Beteiligten beigelegt. Und 18ö6 müssen die beiden 1831 gegen
die Herzogthümcr intcrvenirenden Großmächte gegen Dänemark intcrvcuireu. Die
viclhundcrtjährigen Rechte der deutschen, zeitweilig mit Dänemark verknüpften Lande
scheinen also jetzt ihren revolutionären Charakter verloren zu haben.

Preußen hat in der nach Kopenhagen gerichteten Dcpescbc, welche Mitte Juni
übergeben wurde, nicht einen einzelnen Punkt znm Gegenstande der Beschwerde
gemacht, sondern es bezeichnet die Politik Dänemarks gegen die Herzogthümcr in
allem Wesentlichen als einen Bruch der von Dänemark den beiden deutschen Groß¬
mächten und dem Bunde gegenüber übernommener Verpflichtungen. Preußen ver¬
weilt besonders bei der Vcrfassungssachc. Dänemark versprach durch förmlich übcr-
gebcne und acccptirte Noten erstens, daß die Stände der Herzogthümcr inso¬
weit eine beschließende Stimme haben sollten, als sie bis dahin eine berathende-
gehabt hätten. Prcnßen weist nach, daß man dänischerseits statt dessen ein
bedeutendes Gebiet der srüher allein' zur Kompetenz dieser Stände gehörigen Gesetz¬
gebung dem dänischcu Gcsammtstaate zugewiesen. Zweitens versprach Däne¬
mark, daß die Gcsammtstaatsvcrfassung vor ihrer Publikation den Ständen der
Herzogthümcr vorgelegt werden solle; Preußen zeigt, daß statt dessen diese Ver¬
fassung, ohne daß die Stände derselben vorher gehört ivorden seien, erlassen sei.
Es folgt daraus, daß Preußen die gegenwärtigen Verfassungsvcrhältnisse der Her¬
zogthümcr für rechtswidrig ansieht und der dänischen Negierung erklärt, daß es,
wenn diese Fragen vor die Bundesversammlung gebracht werden sollten, sich gegen
Dänemark werde aussprcchen müssen. Preußen hebt dann das Verfahren Däne¬
marks in Betreff der Domänen hervor. Anch hier hat Dänemark das Versprechen,
die Domänen als einen Gegenstand zu behandeln, der nicht dem Gesammtstaat
zufalle, gebrochen. Gegenüber der Verschleuderung der holsteinischen Domänen
erinnert Preußen daran, daß die Veräußerung der Domänen der Zustimmung der
Stände bedürfe und hebt noch besonders hervor, daß einzelne Dominialvcränße-
ruugcu, die auf dem zwischendem deutschen Bnude uud Schleswig streitige» Ge¬
biete vorgenommen sind, um so weniger vorgenommen werden konnten, als Däne¬
mark die übernommene Verpflichtung, Vorschläge zur Regulirung der Grcuzsrage
zu machen, nicht erfüllt habe.

Wir habcu hier eine in milden Formen, aber sachlich untadclhaft gehaltene
Erklärung dcrjcnigcn deutschen Großmacht, welche, wenn nicht die stärkere Ver¬
pflichtung, so doch das größere Interesse hat. die norddeutschen Verhältuisse zu
überwachen. Man hat aber zugleich in Berlin richtig gefühlt, daß man diesen
Schritt nicht ohne Oestreich thnn dürfe. OestrcichischeBlätter haben den Umstand,
daß dic preußischeNote vom 1. Jnni datirt, aber erst in der Mitte Juni übergeben
ist, dadurcb zu erklären gesucht, daß Preußcn sich die Ehre der Priorität habe
sichern wollen. Es hat keine Antcdatirnng stattgefunden, vielmehr erklärt sich
der Unterschied zwischen dem Datum der Abfassung und dcr Abscndung dadurch,
daß man die Note vorher nach Wicn mittheilte »ud sie unverändert abgehen ließ,
nachdem man dcr Billigung Ocftrcichs versichert war. Nunmehr hat denn anch
Oestreich eiue Depesche an seinen Gesandten in Kopenhagen gerichtet, dic einen
ähnlichen Inhalt wie die preußische hat. Die Bedeutung dieser Noten liegt aber
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nicht darin, daß die beiden deutschen Großmächte sich der tyrannisch behandelten
deutschen Herzvgthümer annehmen, sondern darin, daß sie vollkommen erfolglos sein
werde».

Der nächste Erfolg, den diese Noten gehabt haben, war, daß die dänische Re¬
gierung durch einen förmlichen Erlaß,'der natürlich den holsteinischen Ständen
vorher nicht vorgelegt war, die holsteinische Verfassung einseitig abgeändert uud
neben vielen andern grade die Domäncnverwaltung einem dänischen Ministerium
unterlegt hat. Es ist kleinlich,, wenn man in einzelnen preußischen Blättern, statt
diese Beleidigung sachgemäß zu besprechen, die Vermuthung aufstellt, die preußische
Depesche sei dem dänischen Minister noch nicht übergeben gcwcse», als-er durch Emanirnng
jenes Erlasses jede Discussivn über die Frage kurz abschnitt. Es war nicht nur die
preußische, sondern anch die östreichische Depesche damals schon übergeben. Die öst¬
reichische Depesche ist am 2^i. Jnni dem dänischen Ministerium mitgetheilt, und nach
den Zeitungen stand jener dänische Erlaß erst in dem amtlichen Blatte des 28. Juni.
Diese unnöthigc Verhöhnung Oestreichs und Preußens mag man auf Rechnung des
Persönlichen Charakters des dänischen Ministers des Auswärtigen setzen; zugleich
deutet sie aber auf einen andern Einfluß hin, der den Leidenschaften der Masse
huldigt, um sie für sich zu gcwiuncu. Unter solchen Umständen haben natürlich
so zarte Mittel als Nvtcu, uud wären sie in der vernehmlichsten Sprache ge¬
schrieben , auf das dänische Ministerium ganz und gar keinen Einflnß. ' Wenn
ein dänischer Minister auch einschen sollte, daß seine Handluugeu schließlich das
Land ins Verderben führen würden, so wird es nach seiner Ansicht damit doch noch
Zeit haben nnd bis dahin bleibt er Minister. Aus einer solchen Sinnesart wird jene
eben erwähnte, dcrSache nach nicht nothwendige, in Kopenhagen aber natürlich be¬
jubelte Verhöhnung der beiden deutschen Regierungen erklärlich.

Es sragt sich jetzt für die beiden deutschen Großmächte: was weiter? Es ver¬
steht sich von selbst, daß sie ihren Worten Folge geben werden. Preußen nnd
Oestreich werden die angethane Beleidigung hinreichend zurückgeben können; die
Snndzollsrage bietet die nächste Gelegenheit, Dänemark die Regeln des internatio¬
nalen Anstands zu lehren. Prcnßen uud Oestreich brauchen sich zu diesem Zwecke
nur den von Dänemark abgelehnten englischen Anträgen oder richtiger, Nordamerika
anzuschließen. In der Sache selbst aber sind die beiden Mächte zunächst auf audre
Wege gewiesen. Ihre Noten hatten den ostensiblen Charakter freundschaftlichen
Raths, sie haben als Großmächte das Recht, solchen zu ertheilen, als deutsche
Staaten sind sie für die Verhältnisse Holsteins und, da sie 18ö-I im Namen des
deutschen Bundes handelten, anch für Schleswig ans den Weg des Bundes ge¬
wiesen. Dänemark hat offenbar, seine dein Bunde gegebenen Versprechungen ge¬
brochen. Der Bnnd hat demnach auch, ohne eine Beschwerde abzuwarten, die Mittel
zu ergreifen, um dem Bnndesrechte Achtung zu verschaffen. Die BnndcSvcrsassnng
gibt hierzu die breitesten Mittel, sie gibt dem Buude in letzter Instanz das Recht,
auf dem Wege militärischer Exccution einzuschreiten. Die Formen sind einfach,
der Bnnd wird Dänemark nm eine Erklärung über sein Verfahren in den
Herzvgthümern ersuchen, er wird, nachdem dieselbe eingegangen ist, Dänemark
auffordern, eine legale Vcrf.issnng und ein anderes Ncgicrnngssystem her¬
zustelle». Es wird da»» i» Dänemarks Belieben stehen, sich zu fügen oder es ans



120

die Bundesexecutiv» ankommen zu lassen. Dieser Weg ist a» sich einfach; er kann
nnr dann Schwierigkeiten machen, wenn Preußen und Oestreich sich inzwischen ver¬
feinden. Wie man auch über die däiüsche Wirthschaft denken mag, in dem einen
Punkte werden Frankreich, Schweden und vielleicht Rußland vollkommen einig
sein, daß Preußen nur die vorbereitenden Schritte thut, um sich über kurz oder
lang in den Besitz der Herzogtümer zu setzen. Aus diesem Grunde wird man
sich auf die Seite Dänemarks' stellen, uud wird suchen diese Verwicklung gegen
Deutschland auszubcntcu. Da es sich indeß nin eine innere Buudesangelegenhcit
handelt, und da eS nicht blos dem theoretische» Recht, soudcru auch der europäi¬
schen Praxis entspricht, daß andre Mächte sich in solche innere Angelegenheit des
Bundes nicht einmischen, so würde das Uebelwollen einiger europäischer Mächte erst
dann eint Bedeutung crlaugeu, wenn die Uneinigkeit Preußens und Oestreichs dazn
aufforderte. Die jämmerliche Becudiguug der schleswig-holsteinischenAngelegenheit
im Jahre -1851 hatte doch schließlich nur dariu ihren Grund, daß Oestreich sich
aus Seiten Dänemarks stellte, und für dasselbe selbst mit den Waffen einschritt.
Bleiben Oestreich und Prenßeu iu dieser Angelegenheit einig, so wird sie wahr¬
scheinlich ohne große Verwicklungen uud selbst ohne Bnndescxecution erledigt werden.
Dieselben Mächte, welche sonst für Dänemark pladire» würden, werden daun wahr¬
scheinlich Dänemark nöthigen, sich zu fügen, um Schlimmeres zu vermeiden.

In Wien sprechen übrigens starke Grüude dafür, in dieser Sache die deut¬
schen Interessen, die in der orientalischen bis zur Phrase herabsauken, zu verthei¬
digen. Mit Rußland verfeindet, mit England gespannt, von Italien gehaßt, geht
Oestreich einer schweren Zeit entgegen. (5s muß deu Wunsch hegen, daß es sich
auf Deutschland stützen löune, weuu es im Osten oder in Italien angegriffen wird.
Es kann das nnr dadurch erreiche», daß es für Deutschland ein Herz zeigt. Die öffent¬
liche Meinung hat offenbar nicht Macht genug iu Deutschland, um deu Negic-
rnugeu eine Politik des Kriegs auszulegen, sie hat aber Macht geuug, um eine
Politik des Kriegs zu verhindern; sie wird, so lange sie nicht einsieht, das Oest¬
reichs Macht Deutschlands Macht ist, nicht daö geringste Interesse fühle», dem in
Italien bedrohten Oestreich für sein Italien einzustehen. Und bis jetzt hat sie »och
keine Ursache gehabt zu glauben, daß Oestreichs Macht Dentschlands Macht sei.
Im Gegentheil, -1851 zeigte eö sich ander Eider, daß Oestreichs Macht Deutschlands
Ohnmacht sei. Wenn Oestreich jetzt in Kopenhagen gesprochen hat, so hat es viel¬
leicht nnr dem Gebot der Ehre gehorcht, es ist vielleicht aber doch auch dem Ge¬
danke» gefolgt, sich anch mit andern deutschen Juteresse», als de»cu der Dvuau
zu identificiren. Es würde dem Scharfblicke eines Staatsmannes, wie der Graf
Buol unzweifelhaft ist, Ehre machen, auch in dieser Hinsicht Oestreich neue Wege
zu führe».

Herausgegebenvon Gustav Freyrag und Julian Schmidt.
Als veramworll.Redaclcnr legitunirn F. W. Grunvw. - Verlag vo» F. i.'. He rbig

in Leipzig.
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